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Pannermayr: Kommunen brauchen sichere Finanzen und Mittel für Investitionen

- Kommunale Daseinsvorsorge ist das Fundament zur Bewältigung der Corona-Pandemie.

- Kommunen müssen in der Lage bleiben, ihre Aufgaben zu erfüllen und zu investieren.

Dank der zuverlässigen Infrastruktur mit Kommunalverwaltungen, Feuerwehren, Rettungs-

diensten, Krankenhauswesen und im Zusammenwirken mit vielen Ehrenamtlichen können

die Kommunen im Schulterschluss mit Bund und Freistaat die Herausforderungen der

Corona-Pandemie gut meistern. Ein Fundament des gelungenen Krisenmanagements ist

die kommunale Daseinsvorsorge, sagt der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, der

Straubinger Oberbürgermeister Markus Pannermayr: „Bayerns Städte und Gemeinden

sind gerade in Krisenzeiten sichere Ankerpunkte für die Menschen. Städte und Ge-

meinden sind die Basis des demokratischen Gemeinwesens, hier erfahren die Bürger

ihren Staat zu allererst. Die kommunale Daseinsvorsorge von der Wiege bis zur Bahre

schafft seit einem Jahrhundert Lebensvoraussetzungen für alle. Jeder Mensch be-

kommt Wasser in gleicher Qualität; jeder kann sich im Krankenhaus behandeln las-

sen. Diese hohen Standards sind uns gewohnt und erscheinen selbstverständlich.

Doch der Erfolg unseres Corona-Krisenmanagements im internationalen Vergleich

zeigt, wie wertvoll kommunale Daseinsvorsorge ist. Trotz der angespannten Finanzsi-

tuation infolge der Pandemie müssen Kommunen weiter in der Lage bleiben, ihre Auf-

gaben der Daseinsvorsorge zu erfüllen und in die Zukunft zu investieren.“

Kommunen geben mit ihren Investitionen Impulse für die Wirtschaft. Kommunen mildern als

Hauptinvestoren der öffentlichen Hand die Auswirkungen der Wirtschaftskrise, wenn sie in

Bauprojekte, Schulen oder Infrastruktur investieren. Pannermayr: „Wenn Kommunen wei-

ter investieren sollen, müssen sie sich das auch leisten können, indem Bund und

Freistaat dafür sorgen, dass finanzielle Spielräume erhalten bleiben.“

Bund und Freistaat wirken mit ambitionierten Konjunkturpaketen gegen die Krise: Der Bund

erhöht die Übernahme der Kosten der Unterkunft für Hartz-IV-Empfänger um 25 auf 74
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Prozent. Dies bringt eine dauerhafte Entlastung von bundesweit 4 Milliarden jährlich, für die

bayerischen Städte und Landkreise kann dies laut erster Schätzung des bayerischen Fi-

nanzministeriums eine Entlastung von 250 Millionen Euro jährlich bedeuten. Pannermayr:

„Dies ist eine gute und pragmatische Lösung. Besonders für Städte mit höherer Ar-

beitslosigkeit, mit sozialen Brennpunkten und in strukturschwachen Regionen bringt

dies eine dringend erforderliche nachhaltige Linderung.“

Ein wichtiger Aspekt ist die Zusage von Bund und Ländern, Ausfälle bei der Gewerbesteuer

im Jahr 2020 je zur Hälfte zu kompensieren. Unter Berücksichtigung der Effekte im bun-

desstaatlichen Finanzausgleich entfallen auf Bayern 1,05 Milliarden Euro Bundesmittel, die

der Freistaat auf 2,4 Milliarden Euro erhöhen will. Dies könnte die in der Mai-

Steuerschätzung prognostizierten Rückgänge der Gewerbesteuer von 2,5 Milliarden Euro

fast auffangen. Pannermayr: „Die Kompensation der krisenbedingten Gewerbesteuer-

ausfälle ist eine stabile Stütze für Städte und Gemeinden. Das ist ein konstruktiver

Ansatz und verschafft den Kommunen zumindest für das Jahr 2020 eine Erleichte-

rung.“

Jetzt kommt es darauf an, dass der Freistaat die Kompensationsmittel des Bundes tatsäch-

lich ergänzt, sagt Pannermayr: „Und es muss einen Verteilungsmaßstab geben, der sich

möglichst gemeindescharf an den tatsächlichen Steuerausfällen orientiert. Die ver-

sprochenen Mittel müssen schnell und unbürokratisch fließen. Auch die Bundesregie-

rung will, dass sich die Verteilung der Bundes- und Landesmittel an den zu erwarten-

den Ausfällen der Gewerbesteuer orientiert.“

Für die Verhandlungen im Herbst zum kommunalen Finanzausgleich 2021 gilt es, vor allem

die Verteilungsmasse für die Schlüsselzuweisungen zu stabilisieren. Der Freistaat muss die

Schlüsselmasse erhöhen, um die Finanzkraft der Kommunen sicherzustellen. Städte und

Gemeinden geben Bayern ein Gesicht, sie machen die Attraktivität und die Wirtschaftskraft

Bayerns aus. Pannermayr: „Kommunen müssen funktionstüchtig bleiben. Eine nachhal-

tig gepflegte Infrastruktur hilft den Menschen und ist ein entscheidender Standortfak-

tor für Handwerk, Betriebe, Unternehmen und Konzerne.“


